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EUROPÄISCHE ATOMGEMEINSCHAFT

EUROPAISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG Nr. 6/66/EURATOM, 121/66/EWG DER RATE
vom 28. Juli 1966

zur Festlegung des Verzeichnisses der Orte, an denen eine Mietzulage
gewährt werden kann, sowie des Höchstbetrags dieser Zulage und der

Bedingungen für ihre Gewährung

schwierig anerkannt worden sind, kann unter den
nachstehenden Bedingungen eine Mietzulage ge­
währt werden .

Artikel 2

( 1 ) Die Orte der dienstlichen Verwendung, an
denen die in Artikel 1 genannte Zulage gewährt
werden kann, sind folgende :

Deutschland :

Karlsruhe,

DER RAT DER EUROPÄISCHEN

ATOMGEMEINSCHAFT,

DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS­
GEMEINSCHAFT —

gestützt auf die Verordnung Nr. 31 (EWG),
Nr. 11 (EAG) über das Statut der Beamten und
über die Beschäftigungsbedingungen für die son­
stigen Bediensteten der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemein­
schaft ( x ), insbesondere auf Anhang VII Artikel 14 a
dieses Statuts und die Artikel 22 und 67 dieser Be­
schäftigungsbedingungen ,

auf Vorschlag der Kommission der Europäischen
Atomgemeinschaft und der Kommission der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

in der Erwägung, daß es den Räten obliegt,
nach dem in Artikel 65 Absatz 3 des Statuts
vorgesehenen Verfahren das Verzeichnis der Orte,
an denen eine Mietzulage gewährt werden kann ,
sowie den Höchstbetrag dieser Zulage und die
Bedingungen für ihre Gewährung festzulegen —

Garching,
Geesthacht ;

Frankreich :

Paris ,
die Departements Hauts-de-Seine, Seine-St-Denis,
Val-de-Marne, Essonne, Yvelines und VaWOise,
Cadarache ,
Grenoble ;

Vereinigtes Königreich :
London :

Schweiz :

Genf .

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Einem Beamten, an dessen Ort der dienstlichen
Verwendung die Wohnverhältnisse als besonders (2) Außer für die in Absatz ( 1 ) genannten Orte

kann die Mietzulage auch für Orte gewährt werden,
an denen höchstens drei Beamte beschäftigt sind .
In diesem Fall werden die Räte von den Kom­

f 1 ) AB Nr. 45 vom 14 . 6 . 1962, S. 1385/62,
AB Nr 47 vom 24 . 3 . 1965, S. 701 /65 .
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missionen entsprechend unterrichtet ; das vorgelegte
Verzeichnis gilt als angenommen, wenn keine Dele­
gation binnen sechs Wochen den Wunsch geäußert
hat, daß über die Gewährung der Mietzulage für
die betreffenden Orte eine Erörterung stattfindet .

Dieser Gesamtbetrag setzt sich zusammen aus
dem um die Auslandszulage und die Zulage für
den Familienvorstand erhöhten Grundgehalt nach
Abzug der nach Artikel 64 des Statuts der Beamten
einzubehaltenden Beträge und der Gemeinschafts-
steuer . Auf diesen Gesamtbetrag wird der am Ort
der dienstlichen Verwendung des Betreffenden
geltende Berichtigungskoeffizient angewandt.Artikel 3

Artikel 5
Vor Gewährung der Zulage prüft die Anstel­

lungsbehörde, ob die Wohnung den Bedürfnissen
des Beamten mit Rücksicht auf seine Dienststellung,
seine Familienverhältnisse sowie die Zahl der un­
terhaltsberechtigten Personen, die tatsächlich mit
ihm in häuslicher Gemeinschaft leben, entspricht .
Die Anstellungsbehörde kann die für die Berech­
nung der Mietzulage in Betracht zu ziehende Miete
gegebenenfalls auf einen Betrag begrenzen, den
sie festlegt .

Der Teil der Miete, der die in Artikel 4 Absatz 1
vorgesehene Auslösungsschwelle übersteigt, wird
vom Organ in folgender Höhe übernommen :

50 v. H. für ledige Beamte und Beamte, die
Familienvorstand sind und die für keine
unterhaltsberechtigte Person aufzukom­
men haben ;

55 v. H. für Beamte , die Familienvorstand sind
und die für eine unterhaltsberechtigte
Person aufzukommen haben ;

60 v . H. für Beamte, die Familienvorstand sind
und die für mehr als eine unterhalts­
berechtigte Person aufzukommen haben ;

die Worte „unterhaltsberechtigte . Person" sind im
Sinne des Anhangs VII Artikel 2 des Statuts der
Beamten zu verstehen .

Artikel 4

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 3
wird die Mietzulage einem Beamten gewährt, der
für die monatliche Miete, von der gegebenenfalls
die Nebenkosten (Heizung, Wasser, Gas, Strom,
Unterhaltung usw.) abzuziehen sind, eine Summe
aufwendet, die

18 v. H. bei Beamten der Besoldungsgruppe
B 2 und der niedrigeren Besoldungs­
gruppen,

20 v. H. bei Beamten der Besoldungsgruppen
B 1 bis A 4 ,

22 v. H. bei Beamten einer höheren Besoldungs­
gruppe als der Besoldungsgruppe A 4

des Gesamtbetrags seiner Bezüge, wie er nachste­
hend aufgeschlüsselt wird, übersteigt .

Artikel 6

Die Mietzulage darf in keinem Fall 5 v. H.
des in Artikel 4 Absatz 2 genannten Gesamtbetrags
der Bezüge übersteigen .

Artikel 7

Diese Verordnung tritt am 1 . Januar 1966 in
Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in
jedem Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 28 . Juli 1966 .
Im Namen der Räte

Der Präsident

S. A. POSTHUMUS


